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ZEITGESPRÄCH

sion beitragen, wenn persönliche
und politische Integrität, fachliche
Kompetenz, politische Konzepte
und demokratische Dialogfähig-
keiten in den Anhörungen des
Europäischen Parlamentes ausge-
lotet werden. Eine neue institutio-
nelle Aufgabenverteilung ist die
Herausforderung der Europä-
ischen Union. Dennoch bleibt das
System asymmetrisch. Weder ein
technokratisches Abdriften der
Kommission noch ein allmächtiger
Ministerrat sind für die europäi-
sche Integration förderlich. Die
Krise der Kommission verdeutlicht
ihre zu Recht bedeutende Rolle für
eine neue institutionelle Aufgaben-
teilung. Diese muß allerdings mehr
als bisher vom Prinzip der euro-
päischen Verantwortungsgemein-
schaft bestimmt sein.

Eine europäische
Verfassung einführen

Die institutionellen Probleme für
die Handlungsfähigkeit der euro-

päischen Institutionen sind klar.
Krisen sind häufig Katalysatoren
einer neuen Dynamik und leiten
positive Entwicklungen ein. Der
wichtigste Einstieg in eine EU-
Vertragsreform ist mit Sicherheit
die Ausdehnung der Mehrheitsent-
scheidungen im Europäischen Rat
und die Stärkung der Initiativrech-
te von Parlament und Kommis-
sion. Eine Reform der Union über
neue Regierungskonferenzen wie
bisher wird aber nicht ausreichen,
um Europa bürgernah, demokra-
tisch und entscheidungseffizient
zu gestalten. Bisher hat sich die
Union immer wieder über neue
Verträge weitere Zielvorgaben und
Handlungsbereiche gegeben. Die
Europäische Union kann aber kei-
ne Zukunft haben, wenn sie immer
nur aus einer Addition von Pro-
jekten besteht. Daher wird eine eu-
ropäische Verfassung gebraucht,
die Bürgerrechte fortschreibt. Sie
muß gleichzeitig die Kompetenzen

und die Arbeitsteilung zwischen
den unterschiedlichen Akteuren
und Ebenen in der Europäischen
Union festlegen. Im Rahmen der
Währungsunion sind die Kompe-
tenzen und die Arbeitsteilung klar
festgelegt. Warum sollte ein effizi-
entes Beziehungsgeflecht nicht für
andere Entscheidungsfelder ge-
knüpft und verwirklicht werden?

Dann würde das Prinzip der
Rechenschaftspflicht wieder mit
Leben erfüllt, wie dies im Rahmen
der Währungsunion im monetären
Dialog zwischen der Europäischen
Zentralbank und dem Europä-
ischen Parlament begonnen wor-
den ist. Der europäische Mehrwert
bei einer Entscheidung in Brüssel
wird auch deutlicher, wenn zwi-
schen regionaler, nationaler und
EU-Entscheidungsebene nachvoll-
ziehbare Klarheit besteht. Eine ver-
bindliche Grundordnung wird für
die Europäische Union gebraucht.

Christine Landfried

Ein Plädoyer für rasche und weitreichende Reformen
der Europäischen Union

Am 1. Mai ist der Vertrag von
Amsterdam in Kraft getreten.

Nach den Regeln dieses Vertrages
wird Romano Prodi als designier-
ter Präsident die Mitglieder der
neuen Kommission im Einver-
nehmen mit den Regierungen der
Mitgliedstaaten benennen. Die
Personaldebatten haben bereits
begonnen. Schon die Auswahl der
Mitglieder der Kommission wird
eine schwierige Aufgabe sein. Um
wieviel schwieriger die Probleme
einer Strukturreform der Euro-
päischen Union zu lösen sein wer-
den, ist in den letzten Monaten
deutlich geworden.

Krisen sind Entscheidungssitua-
tionen. Nach dem Rücktritt der ge-
genwärtig amtierenden Europä-
ischen Kommission am Morgen
des 16. März gilt es jetzt, die Lage
zu beurteilen, nach dem Abwägen
des „Für und Wider" Reformen
auszuwählen und die Entschei-
dungen in politisches Handeln um-
zusetzen. Mit den Reformen müs-
sen Strukturen geschaffen werden,
die individuelles und kollektives
Lernen begünstigen. Reinhart
Koselleck hat gezeigt, daß die
Kritik der Aufklärung, die ihre poli-
tischen Folgen nicht mitdachte, in
eine Krise mündete. Der Zusam-

menhang von Kritik und Krise be-
steht auch umgekehrt: Eine Krise,
in der die Kritik folgenlos bleibt,
wird sich verschärfen.

Rücktritt als Symbol und
Chance

Wie ist die gegenwärtige Lage in
der Europäischen Union zu beur-
teilen? Mit ihrem Rücktritt hat die
Europäische Kommission die poli-
tische Verantwortung für Fälle von
Mißwirtschaft in ihrer Verwaltung
und für einen Fall von Korruption
übernommen. Der Bericht der un-
abhängigen Expertengruppe zeigt
gravierende Mängel in der Verwal-
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tung der Europäischen Union. So
kann das Europäische Amt für
humanitäre Hilfe nach vorläufigen
Schätzungen die Verwendung von
2 Mrd. DM in den Jahren 1994 und
1995 nicht mehr nachweisen. Im
Berufsbildungsprogramm Leonar-
do wurden nicht genehmigte
Reisekosten erstattet. Im Mittel-
meerprogramm wurden Gelder in
Millionenhöhe nicht ordnungs-
gemäß weitergeleitet. Kommissa-
rin Edith Cresson wurde der Miß-
brauch eines öffentlichen Man-
dates zu privaten Zwecken und
damit Korruption nachgewiesen.
Auch wenn Edith Cresson sich
nicht finanziell bereichert hat, so
dient die Einstellung eines Freun-
des ohne entsprechende Qualifi-
kation und ohne angemessene
Gegenleistung privaten Zwecken.
Es ist aber nicht richtig, daß „an al-
len Ecken abkassiert" wurde, wie
man in einem Nachrichtenmagazin
lesen konnte.

Der Rücktritt der Kommission
ist Symbol und Chance zugleich.
Er ist Symbol für das politische
Rollenverständnis der Mitglieder
der Kommission. Hier haben
Politiker und nicht Bürokraten ent-
schieden. Und der Rücktritt eröff-
net die Chance, immer wieder auf-
geschobene Reformen jetzt zu
verwirklichen. Diese Reformen
wären an drei Zielen zu orientieren:

D Erstens muß Regieren in der
Europäischen Union in der Souve-
ränität der Völker begründet sein.

• Zweitens sind die institutionel-
len Voraussetzungen zu schaffen,
die es den Bürgerinnen und Bür-
gern ermöglichen, eine europäi-
sche Identität zu entwickeln.

D Und drittens muß die Verant-
wortung für politisches Handeln in
der Europäischen Union klar zu-
rechenbar sein.

Eingeschränkte Souveränität
der Nationalstaaten

Die Nationalstaaten sind heute
in ihrer Souveränität nach innen
und nach außen eingeschränkt.
Die Annahme, das Volk sei die
Quelle legitimer Entscheidungen
eines souveränen Nationalstaates,
ist überholt. Die Nationalstaaten
teilen sich mit der Europäischen
Union die Kompetenzen zur Steu-
erung in den Gesellschaften der
Mitgliedstaaten. Die Ursache für
diese Machtverschiebung liegt
nicht in der Absicht der Regierun-
gen, auf diese Weise die Parla-
mente zu umgehen. Die Ursache
liegt in der Struktur der Probleme.

Nehmen wir das Beispiel der
Mitbestimmung. In Deutschland
gibt es eine umfassende gesetz-
lich geregelte Mitbestimmung der
Arbeitnehmer auf Unternehmens-
ebene. Diese Mitbestimmung hat
im Bericht einer Sachverständi-
genkommission aus dem Jahre
1998 gute Noten bekommen. Die
Mitbestimmung fördere die Ko-
operation zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern, und es
entstehe eine dezentralisierte und
informationsintensive Unterneh-
menskultur. Doch was nützt die
schönste Mitbestimmung, wenn
Entscheidungen in einem deut-
schen Konzern nicht ohne Kennt-
nisse der Situation in den Tochter-
unternehmen in anderen europäi-
schen Ländern getroffen werden
können? So hat beispielsweise der
Hoechst-Konzern mit mehr als
100000 Beschäftigten bedeuten-
de Auslandstöchter in Frankreich,
Großbritannien, Italien, Österreich,
Spanien und den Niederlanden.

Die Europäisierung der Unter-
nehmen und also der Probleme
dieser Unternehmen erfordert eine
zusätzliche, auf Europa bezogene
Mitbestimmung. Die Einführung
der Europäischen Betriebsräte hat
dieses Problem gewiß nicht opti-

mal gelöst. Aber ohne diese Be-
triebsräte wären die Arbeitnehmer
über Entwicklungen ihres Unter-
nehmens an anderen europäi-
schen Standorten schlechter infor-
miert. Auf der nationalen Ebene
sind zahlreiche Probleme nicht
mehr lösbar. Dies führte zum
Versuch der Regierungen der Mit-
gliedstaaten, die Probleme ge-
meinsam auf europäischer Ebene
zu lösen und auf diese Weise die
Handlungsfähigkeit zurückzuge-
winnen.

Zunehmende Bürgerferne
der Politik

Es entwickelte sich im Laufe der
europäischen Integration ein Re-
gierungssystem, in dem die Wil-
lensbildung und die Entschei-
dungsfindung auf zahlreichen mit-
einander verflochtenen Ebenen
stattfinden. Nationale und europäi-
sche Politiker arbeiten mit nationa-
len und europäischen Verwal-
tungsfachleuten, mit Verbandsver-
tretern und Experten zusammen.
Es läßt sich immer weniger nach-
vollziehen, wer die Verantwortung
für die europäische Politik trägt.
Die Kompetenzen der Europä-
ischen Union nehmen rasch zu.
Die demokratische Legitimation
der Entscheidungen hingegen
nimmt langsam zu. Zwar hat das
Europäische Parlament mehr Ein-
fluß auf die Gesetzgebung als dies
in der Öffentlichkeit bekannt ist.
Der beste Beweis für diesen Ein-
fluß ist die hohe Erfolgsrate der
Änderungsanträge des Parlamen-
tes im Verfahren der Mitentschei-
dung. Im Zeitraum von 1993 bis
1997 hat die Kommission 52% der
Änderungsvorschläge des Parla-
mentes aus der ersten Lesung und
6 1 % aus der zweiten und dritten
Lesung übernommen. Und im Mi-
nisterrat werden wichtige Ent-
scheidungen etwa über die Steu-
erpolitik oder über das kollektive
Arbeitsrecht noch immer einstim-

WIRTSCHAFTSDIENST 1999/V 279



ZEITGESPRACH

mig getroffen, und auf diese Weise
bleibt die indirekte demokratische
Legitimation gewährleistet.

Gleichwohl resultieren die ver-
schiedenen Geschwindigkeiten
des beschleunigten Zuwachses an
Kompetenzen und des langsamen
Zuwachses an demokratischer
Legitimation in einer zunehmen-
den Bürgerferne der europäischen
Politik. Aus dem Dilemma zwi-
schen der Notwendigkeit europäi-
scher Problemlösungen und der
Schwierigkeit ihrer demokrati-
schen Legitimation werden bisher
zwei Auswege gewählt. Ein Weg
besteht darin, die vorgefundene
Wirklichkeit zur Norm zu machen.
Man ist von der Effektivität eu-
ropäischer Politik und vom Sach-
verstand der Experten in den Aus-
schüssen so beeindruckt, daß
man sie zum Ersatzsouverän er-
nennt. Plötzlich wird überall De-
mokratie entdeckt. Jeder noch so
öffentlichkeitsscheue Ausschuß
des „Komitologie" genannten Aus-
schußwesens der Europäischen
Union besitzt irgendwo einen
Zipfel Demokratie.

Ein anderer Weg führt zum
Stillstand der europäischen Inte-
gration oder allenfalls zu sehr vor-
sichtigen Änderungen der beste-
henden Verträge. Da es keine eu-
ropäische Öffentlichkeit und keine
europäische Identität gebe, habe
es auch keinen Sinn, eine europäi-
sche Verfassung zu verabschieden
oder das Europäische Parlament
mit demokratischen Rechten aus-
zustatten. Es sei besser, einen
möglichst großen Teil der Politik-
gestaltung den demokratisch legi-
timierten nationalen Parlamenten
anzuvertrauen. Dieter Grimm
brachte diese Argumentation kürz-
lich in einem Artikel in „Die Zeit"
auf den Nenner: „Für einen euro-
päischen Verfassungsstaat ist die
Zeit auch heute noch nicht reif."

Europäische Verfassung
notwendig

Beide Wege führen in die Irre.
Noch so viele Experten, noch so
viele Verwaltungsfachleute, noch
so viele Akteure in Netzwerken
und all die Verhandlungen in den
fast 400 Ausschüssen der „Komi-
tologie" können die Volkssouverä-
nität als Quelle legitimen Regie-
rens nicht ersetzen. Die Volks-
souveränität wird auf nationaler
Ebene durch die Europäisierung
wichtiger Politikbereiche ausge-
höhlt. Deshalb müßte die Souverä-
nität der Völker in den nationalen
Parlamenten mit einer zusätzlichen
Souveränität der Völker der Mit-
gliedstaaten im Europäischen Par-
lament verknüpft werden. „Die
Staatsgewalt geht vom Volke aus -
aber wo geht sie hin?" fragte
Bertolt Brecht. „Ja, wo geht sie
wohl hin - Irgendwo geht sie doch
hin!" In das Europaparlament nach
Straßburg geht sie jedenfalls nicht.

Vorrangig wäre deshalb jetzt die
Verabschiedung einer Verfassung
für die Europäische' Union. Die
Völker der Mitgliedstaaten müßten
eine Verfassungsgebende Ver-
sammlung wählen. Der Entwurf,
den diese Versammlung erarbeitet,
würde dann in den nationalen Öf-
fentlichkeiten, in den Parlamenten,
in den Parteien und in den Ver-
bänden, in den Medien und am
Arbeitsplatz diskutiert. Schließlich
würde der Verfassungsentwurf von
den nationalen Parlamenten und
von den Völkern durch Plebiszit ra-
tifiziert. Diese Verfassungsgebung
würde eine europäische Öffent-
lichkeit entstehen lassen. Schon
jetzt beim Rücktritt der Euro-
päischen Kommission wurde deut-
lich, daß politisches Handeln auf
europäischer Ebene die Öffentlich-
keit durchaus interessiert. Auf ein-
mal waren die Namen der Mit-
glieder der Kommission bekannt.
Und nun beschäftigte man sich im

Rahmen der Debatte über das
Mißmanagement auch mit den
Details des Binnenmarktes.

Die Bürgerinnen und Bürger hat-
ten bisher wenig Anlaß, sich für
Europa zu engagieren. Da das
Europäische Parlament nur be-
grenzte Mitentscheidungsbefug-
nisse besitzt, gab es ja gar keinen
Grund, mit den Abgeordneten die-
ses Parlamentes eine Diskussion
zu führen. Die immer wieder be-
klagte nicht vorhandene europäi-
sche Öffentlichkeit spricht nur für
die Intelligenz der Bürgerinnen und
Bürger. Warum sollen sie sich mit
den Meinungen und der Arbeit von
Repräsentanten befassen, die die
politischen Entscheidungen nur
begrenzt beeinflussen?

In der europäischen Verfassung
müßte man sich auf einen Grund-
rechtskatalog einigen. Die Auftei-
lung der Kompetenzen zwischen
der nationalen und der europäi-
schen Ebene wäre festzulegen.
Auch die Regeln und Grundsätze
für die Delegation weiterer Kompe-
tenzen müßten präzise formuliert
werden. Denn, hier ist Dieter
Grimm zuzustimmen, mit einer
Verfassung erhielte die Europä-
ische Union die Möglichkeit, über
ihre Kompetenzen selbst zu ent-
scheiden. Die Ausarbeitung einer
europäischen Verfassung ist also
keine einfache Aufgabe und erfor-
dert Sachverstand, das Einbe-
ziehen einer Vielfalt von Gesichts-
punkten und verfassungstheore-
tische Phantasie. Mit einer solchen
Verfassung gäbe es dann in der
Europäischen Union zwei Quellen
der Souveränität. Die Völker in den
Mitgliedstaaten blieben die Quelle
legitimer Politik für die nationalen
Kompetenzen und würden in den
nationalen Parlamenten repräsen-
tiert. Die europäische Völkerschaft
als gedachte Gesamtheit der
Völker der Mitgliedstaaten wäre
die Quelle legitimer Politik für die
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Kompetenzen der europäischen
Politik und müßte in einem Euro-
päischen Parlament repräsentiert
sein. Souveränität wird teilbar.

Entwicklung einer europäischen
Identität

An diesem Punkt hat sich nun
ein Mißverständnis eingeschli-
chen, das offenbar nur schwer
auszuräumen ist. Es geht nicht dar-
um, einen europäischen Super-
staat mit einem Supervolk ins
Leben zu rufen. Die Argumenta-
tion, es gebe keinen europäischen
„demos" und daher bleibe eine
parlamentarische Demokratie in
Europa formal, beruht auf der
falschen Prämisse, daß nationale
und europäische Identitäten gleich
strukturiert sein müßten. Dies ist
aber nicht so, und es sollte auch
nicht so sein. Für einen europäi-
schen Verfassungsstaat müssen
die Bürger keineswegs ihre natio-
nale Identität aufgeben. Sie müs-
sen eine zusätzliche europäische
Identität gewinnen.

Diese europäische Identität un-
terscheidet sich in ihren Merk-
malen von einer nationalen Identi-
tät. Sie ist weniger emotional und
nicht auf eine gemeinsame Ge-
schichte, Kultur und Sprache be-
zogen. Mit dieser zusätzlichen
Identität, so der Rechtswissen-
schaftler Joseph H. Weiler, können
zivilisierende Effekte für die Natio-
nalstaaten verbunden sein. Die
Zugehörigkeit zu zwei „demoi" la-
de die Bürgerinnen und Bürger ein,
über die nationalen Belange hin-
aus zu denken. Eine sich ent-
wickelnde europäische Identität
kann wiederum Rückwirkungen
auf die nationale Identität haben.
Die Offenheit der Bürger für die
Vielfalt der nationalen Geschichte
und Kultur ist eine mögliche Folge
der Öffnung für Europa.

Mit der Gleichsetzung von na-
tionaler und europäischer Identität

wird das produktive Potential der
Differenz zwischen verschiedenen
Identitäten verkannt. Eine zusätz-
liche europäische Identität kann
als eigenständige Ressource für
eine Integration genutzt werden,
die durch die Kommunikation der
Völker über kulturelle und politi-
sche Differenzen nationale Bor-
niertheiten in Schranken weist. Die
authentischen Aspekte der natio-
nalen Identitäten würden dadurch
gerade gestärkt.

Bedingung für das Entstehen ei-
ner europäischen Identität ist der
Abschied vom völkischen Ver-
ständnis der Demokratie des Bun-
desverfassunsgericht.es, das De-
mokratie nur für möglich erachtet,
wenn die Legitimation auf ein ho-
mogenes Staatsvolk zurückgeführt
werden kann. Bedingung für die
Bildung einer europäischen Identi-
tät wäre aber auch ein Europä-
isches Parlament, dessen Abge-
ordnete beanspruchen könnten,
als Repräsentanten der Völker der
Mitgliedstaaten die Entscheidun-
gen in den europäisierten Politik-
bereichen zu treffen. Gegenwärtig
fehlen den Abgeordneten des
Europäischen Parlamentes die
Kompetenzen, um diesen An-
spruch einlösen zu können. Dieses
Defizit ist nicht dadurch zu behe-
ben, daß man jedes noch so in-
transparente Verhandlungssystem
als eine neue Form der Demokratie
feiert.

Die Diskussion über eine euro-
päische Verfassung ist auch des-
halb wichtig, weil sich die Euro-
päische Union von einem Binnen-
markt zu einer politischen Ord-
nung entwickelt. Seit der Verab-
schiedung der Einheitlichen Euro-
päischen Akte wird die Leitidee
des Marktes durch die Leitideen
der Sozialpolitik, der Ökologie und
der Kultur ergänzt. Europa ist
schon längst mehr als ein Binnen-
markt. Es stellt sich jetzt die Frage,

wieviel Sozialpolitik und wieviel
Umweltschutz die Europäer auf
welche Weise im Binnenmarkt ver-
wirklichen wollen. Diese Entschei-
dungen über die Kombination ver-
schiedener und auch gegensätz-
licher Leitideen können nicht büro-
kratisch und technokratisch bear-
beitet werden, sondern erfordern
eine politische Auseinanderset-
zung. Die Vielfalt der Leitideen bei
der Gestaltung der europäischen
Politik muß in ein Konzept inte-
griert werden. Eine Verfassung ist
die Basis für ein solches Konzept.
Die europäischen Verträge, denen
man hier ein neues Verfahren und
dort eine Ausnahme hinzugefügt
hat, sind nur sehr schwer zu ver-
stehen. Sie sind kein Ersatz für ei-
ne Verfassung.

Strükturdefizite europäischen
Regierens

Vielfalt ohne Gesamtordnung
und ohne Koordination ist genau
das Problem der Europäischen
Union, das die gegenwärtige Krise
öffentlich gemacht hat. Es ist nicht
mehr deutlich und es kann unter
den momentanen Bedingungen
auch nicht deutlich werden, wer
für bestimmte Entscheidungen
und eventuell für Mißstände die
Verantwortung trägt. Dies ist das
wichtigste Ergebnis des Berichtes
der unabhängigen Expertenkom-
mission zur Untersuchung der
Mißwirtschaft in der europäischen
Verwaltung. Es gelingt der Kom-
mission nicht, die Verwaltung zu
kontrollieren und den Überblick zu
behalten. Was tun?

Die Mitglieder der Kommission
brauchen eine echte Ressort-
verantwortlichkeit. Bisher ist es
möglich, daß zwei Kommissare
sich in ein Ressort teilen müssen.
So sind z.B. Kommissionspräsi-
dent Jacques Santer und Hans
Van den Broek für die Gemein-
same Außen- und Sicherheits-
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politik zuständig. Dienststelle für
diesen Bereich ist die General-
direktion IA, die darüber hinaus für
die Auswärtigen Beziehungen zu
Europa und zu den Neuen Unab-
hängigen Staaten die Verantwor-
tung trägt. Die Ressorts der Kom-
missare finden keine Entspre-
chung in der Aufteilung der 24 Ge-
neraldirektionen. Ein Mitglied der
Kommission arbeitet nicht selten
mit mehreren Generaldirektionen
zusammen. Die Generaldirektio-
nen sind also keine Ministerien,
und die Koordination zwischen
den Generaldirektionen gilt als un-
terentwickelt.

Dieses allgemeine Struktur-
defizit europäischen Regierens
zeigt sich sehr konkret in einzelnen
Politikbereichen und insbesondere
bei der Umsetzung der Program-
me. Für die Strukturfonds, auf die
rund ein Drittel des Haushaltes der
Europäischen Union entfällt und
die bei den Verhandlungen zur
Agenda 2000 eine wichtige Rolle
spielen, ist am Wissenschafts-
zentrum für Sozialforschung in
Berlin eine Studie entstanden, in
der Jochen Lang, Frieder Naschold
und Bernd Reissert die Schwach-
stellen präzise nachweisen.

Die Wissenschaftler kommen zu
dem Ergebnis, daß die Kommis-

sion ihre Programmvorgaben für
die Strukturfonds viel zu detailliert
gestaltet, um auf diese Weise die
Implementation zu beeinflussen,
die sie freilich nicht wirklich steu-
ern kann. Die vielen Details in den
Programmen führen zu einer gerin-
gen Flexibilität bei der Umsetzung
durch die regionalen und lokalen
Akteure. Da auch kleine Änderun-
gen vor Ort mit der Zentrale in
Brüssel abgesprochen werden
müssen, führt dies zu Zeitver-
zögerungen. Die Mitglieder der
Kommission, die zwar politische
Verantwortung, aber keine eigene
Verwaltungskompetenz besitzen,
sind auf die Effizienz und Effekti-
vität der mitgliedstaatlichen Ver-
waltungen angewiesen.

Die Generaldirektionen als Ver-
waltung der Kommission sind per-
sonell schlecht ausgestattet. Kon-
sultationen zwischen den General-
direktionen finden oft zu spät statt.
Manchmal arbeiten die General-
direktionen gegeneinander. Auch
die Evaluation, die Bewertung des
Erfolges oder Mißerfolges eines
Programmes, weist Defizite auf.
Dies gilt sowohl für die Struktur-
fonds als auch für andere Politik-
felder. Die Berichte zur Umsetzung
der Programme werden zu spät
fertiggestellt, und oft sind die Da-
tenberge für eine effiziente Evalua-

tion nicht brauchbar. Es fehlt eine
kontinuierliche Evaluation, deren
Ergebnisse für eine Verbesserung
der Programme genutzt werden
könnten.

Reformvorschlag
Dezentralisierung

Die Wissenschaftler machen ei-
nen Reformvorschlag, der sich
auch auf andere Politikbereiche
übertragen ließe und zu einer bes-
seren Verantwortlichkeit in der eu-
ropäischen Politik beitragen könn-
te. Programmformulierung und die
Umsetzung der Programme sollten
klar getrennt werden. Die Kommis-
sion und die Mitgliedstaaten wür-
den dann das allgemeine Pro-
gramm der Strukturfonds formulie-
ren, und die Mitgliedstaaten wür-
den mit den regionalen und loka-
len Akteuren die Detailprogram-
mierung übernehmen. Auf diese
Weise könnten Handlungsspiel-
räume für die dezentralen Einhei-
ten geschaffen werden. Die Akteu-
re vor Ort müßten nicht länger in
vorauseilendem Gehorsam jede
kleine Änderung mit Brüssel ab-
sprechen und könnten flexibler auf
die lokalen und regionalen Gege-
benheiten reagieren.

Diese Dezentralisierung hätte
darüber hinaus den Vorteil, daß bei

Peter Wittschorek (Hrsg.)

AGENDA 2000

Herausforderungen an die Europäische Union und an Deutschland

Die in der »Agenda 2000« der Europäischen Kommission entworfene EU-Reform stellt das beherrschende Thema der
deutschen Rats-Präsidentschaft im 1. Halbjahr 1999 dar. Experten der Kommission erläutern hier dieses umfassende
Reformprogramm; Wissenschaftler und Politiker aus Deutschland sowie aus Mitglieds- und Kandidatenstaaten stellen
ihre Standpunkte dar. Eine ergänzende Dokumentation enthält zentrale Bestandteile der Agenda.
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Mißwirtschaft der Verwaltungen in
den Mitgliedstaaten dann auch die
nationalen, regionalen und lokalen
Akteure die Verantwortung tragen.
Die „Entflechtung von Program-
mierung und Implementation" wird
dann nicht zu einer unübersicht-
lichen Vielfalt und Segmentierung
führen, wenn der Prozeß der Um-
setzung einer Politik kontinuierlich
bewertet wird und die neuen Er-
fahrungen einer Verbesserung des
Programms zugute kommen. Die
gemeinsame Klammer von Pro-
grammformulierung und Imple-
mentation wäre also eine den ge-
samten Prozeß umfassende Eva-
luation und Finanzkontrolle.

Die Studie des Wissenschafts-
zentrums belegt die Erfolge der
europäischen Strukturfondspolitik
ebenso präzise wie die Schwä-
chen dieser Politik. Mit der Struk-
turfondsförderung wurde eine ge-
meinsame europäische Politik ent-
wickelt. Die Politik der Europä-
ischen Union beschränkt sich also
keineswegs auf den Abbau von
Handelshemmnissen. Die Struk-
turfondsförderung ist zugleich ein
Beispiel für die Möglichkeit umver-
teilender Politik auf der europäi-
schen Ebene. Die Wachstums-

effekte der Strukturfonds lassen
sich z.B. für Irland nachweisen. Bei
einem Anteil der Strukturfonds-
förderung von bis zu 3% des
Bruttoinlandsprodukts zeigen sich
in Irland zusätzliche Wachstums-
effekte der Strukturfonds im Zeit-
raum von 1989 bis 1999 von mit-
telfristig 3 - 4% und langfristig 2%.
Solche Erfolge werden in der ge-
genwärtigen Krise der Europä-
ischen Union gern übersehen.

Hohes Maß an
Reformbereitschaft

Allzuleicht wird vergessen, daß
sich die Leistungsfähigkeit der eu-
ropäischen Politik nur im Vergleich
mit der Leistungsfähigkeit der na-
tionalen Politik beurteilen läßt. Für
eine Verbesserung der Struktur-
fondsförderung und die Realisie-
rung ihrer Reformvorschläge se-
hen die Autoren der Studie durch-
aus Chancen. Ihren Optimismus
begründen sie mit dem hohen Maß
an Reformbereitschaft bei der
Europäischen Kommission und
den Mitgliedstaaten. Diese Bereit-
schaft sei in einem Ausmaß vor-
handen, „das erheblich über den
Bestand an Wandlungsbereit-

schaft in den meisten national-
staatlichen Politiksektoren hinaus-
geht". Mehr noch als für einzelne
Politikbereiche ist ein hohes Maß
an Reformbereitschaft für die Ge-
samtarchitektur der Europäischen
Union gefordert. Eine europäische
Verfassung, die Entwicklung einer
europäischen Identität und klare
Verantwortlichkeiten für politi-
sches Handeln sind die notwendi-
gen und durchaus realisierbaren
Voraussetzungen, um die Krise der
Europäischen Union zu meistern.

Für einen europäischen Verfas-
sungsstaat ist die Zeit reif. Die eu-
ropäische Verfassung müßte fö-
derale Strukturen schaffen, die ge-
eignet sind, die Verantwortung für
politisches Handeln klar zurechen-
bar zu machen. Die Souveränität
der Völker der Mitgliedstaaten
würde sich auf einen neuen Sinn-
zusammenhang einer größeren
Gemeinschaft beziehen. Sie bliebe
eine Souveränität, die zuallererst in
den Völkern der Mitgliedstaaten
mit ihren kulturellen und sozialen
Differenzen wurzelt. Eine europäi-
sche Verfassung müßte sich an
dieser Vielfalt der Kulturen und
Nationen orientieren.

Gert Nicolaysen

Die Kommission in der Krise

Die Kommission ist eine geniale
Erfindung der europäischen

Integration. Ihren Ursprung hat sie
als „Hohe Behörde" der Montan-
union, damals noch mit dem Attri-
but „supranational" ausgezeich-
net. Als „Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften" nach
dem Fusionsvertrag von 1965 ist
sie ihren Weg mit Höhen und Tie-
fen gegangen.

Im Organisationsgefüge der EG
steht die Kommission neben dem
Rat, in dem die Interessen der
Mitgliedstaaten zur Geltung kom-
men, und neben dem Parlament,
dem demokratischen Organ, so-
wie neben der Europäischen Ge-
richtsbarkeit. Sie ist auf das allge-
meine Wohl der Gemeinschaft ver-
pflichtet und von Weisungen der
Regierungen oder anderer Stellen

unabhängig. Sie hat Aufgaben in
der Legislative durch ihr Initiativ-
recht („Motor der Gemeinschaft")
sowie als Exekutive in der Anwen-
dung der Verträge und der Über-
wachung von Mitgliedstaaten und
Unternehmen („Hüterin der Verträ-
ge"). Die Aufteilung der Funktionen
in der Gemeinschaftsverfassung
entspricht nicht dem klassischen
Schema der Gewaltenteilung in

WIRTSCHAFTSDIENST 1999/V 283


